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e binnen von unſerem Sonderberichterſtatter.)
digen don Alle Nachrichten deuten darauf hin, daß die Ruſſen, ſelbſt

können mit I penn die Waffenſtillſtandsverhandlungen wirklich begonnen
ihren Vormarſch nicht einſtellen werden. Jhr Ziel ſcheintben,en d di e Abſchnürung des polniſchen Korridors zu ſein.

VBean diegeſtellten d Die ruſſiſche 4. Armee dringt nach dem Fall von Bialyſtock eben-
ren Veant ne weiter vor, und zwar in zwei Kolonnen von Bjelsk und
haft erfolgt gialyſtock ausgehend, gegen Mappowieck. Dieſe Kolonnen ſind be-

reits mit ſchwerer Artillerie ausgerüſtet, für den Fall, daß ſie
per Warſchau auf den Widerſtand der Polen ſtoßen ſollten. Es
t aber kaum anzunehmen, daß die Polen in der Lage ſein
werden, den vordringenden Ruſſen einen entſchloſſenen Wider-
fand entgegenzuſetzen.

gach einer Meldung der „Prawda“ hat der Große Rat der
Sowjets die Mobiliſierung der Flotte angeordnet.
die Bucht von Petersburg wurde als Kriegsgebiet
erklärt. Engliſche und franzöſiſche Seeſtreitkräfte ſollen unter-
pegs nach den ruſſiſchen Gewäſſern ſein, um dort einen An-
jriff durchzuführen. Wie aus Warſchau mitgeteilt wird, weigern
ſ die ruſſiſchen Generäle, den bolſchewiſtiſchen Vormarſch ein
zuſtellen.

Der „Natin“ berichtet aus Lemberg, daß die polniſche Heeres-
ſeitung beabſichtige, Lemberg preiszugeben.

Flucht der Entente aus Warſchau
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ſandtſchaften in Warſchau ihre Staatsangehörigen aufge-
ſrdert, WVarſchau auf dem ſchnellſten Wege zu verlaſſen.

Aufforderung der Botſchaften hat in Warſchauer Kreiſen
ſehr pein lichen Eindruck hervorgerufen.

Polens Richtlinien
w. Amſterdam, 2. Auguſt.

Der Vizepräſident des ppylniſchen Miniſteriums hat dem Be-
tichterſtatter der „Times“ in Warſchau erklärt, Polen könne
einem Waffenſtillſtand nur unter drei Vorausſetzungen
zuſtimmen:

1. ein unabhängiger polniſcher Staat ohne Ein-
die inneren Angelegen-
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rten tungrrettung.

miſchung der Bolſchewiſten in
heiten

2. keine Entwaffnung des polniſchen Heeres;
z. die alte pol niſche Grenze wird Demarkations-

lin i e.
Nötigenfalls würde Polen bereit ſein, bei dem Abſchluß des

Vaffenſtillſtandes die beſtehende Frontlinie als Demarkations-
linie anzuerkennen.
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b. Warſchau, 2. Auguſt.
Das Oberkommando der Roten Armee teilte dem polniſchen

terhändler mit, daß das ruſſiſche Heer ſeinen Vormarſch nicht

Belagerungszuſtand in „ittau
eiverwalt

I w. Zittau, 2. Auguſt.5 Vegen der Unruhen in Zittau hat die Regierung den Be

deren egerungszuſtand über Zittau und Löban verhängt.
eihswehr und Sicherheitspolizei ſind zur Wiederherſtellung
er Ruhe entſandt. Die Ruheſtörer ſtehen unter der Führung
s ſteckbrieflich verfolgten Müller-Jordan, der auch
ſon bei den Unruhen im Ruhrgebiet eine Rolle ſpielte. Nach
mtlichen Mitteilungen haben die Aufrührer Amtsperſonen ab-
zſeht, von der Regierung Bezahlung von kommenden Streik-
nen und Straffreiheit für etwa noch zu verübende Verbrechen
langt. Die Regierung wird mit allen ihr zu Gebote ſtehen-

m Nitteln die ſtaatlichen Kohlen und Kraftwerke ſichern und
ben und Eigentum der Bewohner vor Angriffen bewahren.
Die Lage im Generalſtreik hat ſich weſentlich ver
irkt. In einer vormittags auf der Schießwieſe abgehaltenen,
metwa 10 000 Perſonen beſuchten Maſſenverſammlung wurde

mntgegeben, daß ſich auch dos Gewerkſchaftskartell,
s bisher eine abwartende Haltung einnahm, für die Durch-
rung des Maſſenſtreiks und die Annahme ſämtlicher Forde-
ugen der Arbeiter erklärte.
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Abſchnürung des polniſchen Korridors
das Siel der Sowjet- Offenſive im Norden Räumung Lembergs durch e Polen

eher einſtellt, bis der Waffenſtillſtandsvertrag unterzeichnet ſein
wird. Der ruſſiſche General erklärte, daß der Beginn der Ver
handlungen nicht das Aufhören der Feindſeligkeiten bedeute und
daß nur die ſofortige Annahme aller ruſſiſchen
Bedingungen, die heute oder morgen bekannt gemacht
würden, das Rote Heer in den Stellungen, in denen es ſich
gegenwärtig befinde, aufhalten kann.

Heeresbericht vom 1. Auguſt. Längs der Wiſſa und
des Narew bis Thykotzin iſt die Lage unverändert. Südlich von
Tykotzin haben unſere Abteilungen die Linie Bzling (7) Sam-
jatitſchi-- BreſtLitowsk eingenommen. Bei Brody entwickeln
ſich die Kampfhandlungen weiter für uns günſtig. Jn der
Schlacht bei Towo fiel der Stabschef der berittenen feind-
lichen Armee und zahlreiches Kriegsmaterial in unſere Hände.
Am Sereth wurden alle Angriffe abgewieſen.

b. Rotterdam, 2. Auguſt.
Das „Journal des Debats“ meldet: Obgleich die ruſſiſche

Kavallerie Bialyſtok ſchon 40 Kilometer hinterſich gelaſſen hat, haben heute amtliche Kreiſe in Warſchau die
Lage noch nicht für verzweifelt erklärt. Viele Sachverſtändige
glauben, daß die Front wiederhergeſtellt werden könnte; die
Truppen behalten trotz der Ermüdung ihre Kriegsluſt, und der
Etappendienſt, der durch den Rückzug desorganiſiert wurde, wird
von franzöſiſchen Offizieren zum
hergeſtellt.

Lemberg vor dem FHall
da. Paris, 2. Auguſt.

Es ſieht nicht danach aus, als ob die Kämpfe an der ruſſiſch
polniſchen Front aufhören. Von polniſchen Militärs wird aller
dings nachdrücklich verſichert, daß die Kämpfe an der Nordfront
tatſächlich zu Ende ſeien. Der wahre Grund dafür iſt aber ledig-
lich der, daß die polniſche Nordarmee verſchwunden iſt. Die
ruſſiſche Kavallerie ſteht in unmittelbarer
Nähe der oſt preußiſchen Grenze. Sowjetpatrouillen,
die Tag für Tag an der deutſchen Grenze auftauchen und über
die Grenze hinweg mit der deutſchen Sicherheitspolizei freund
ſchaftlich verhandeln, erklären durchweg, daß ſie von einem
Waffenſtillſtand nichts wiſſen. An der Südfront wird der

Die polniſchen Unterhändler ſind
in Baronowitſchi, ohne daß

bis lang irgend ein Ergebnis bekanntgeworden iſt.
Lembergs Fall ſteht nahe bevor. Trotz allem hat die polniſche
Regierung neuen Mut gefaßt und im Landtag erklärt, daß keine
Rede davon ſein könne, allzu ſcharfe ruſſiſche Bedingungen an
zunehmen. Alle Bedingungen, die eine Veränderung der pol-
niſchen Verfaſſung verlangten, ebenſo wie territoriale Abtre-
tungen, könnten für Polen nicht in Frage kommen. Der ruſſiſche
Vormarſch iſt aber immer noch nicht zum Stehen gekommen.
Jm Süden ſtehen die Bolſchewiſten am Sereth und ſind 25 eng-
liſche Meilen in Weſtgalizien eingedrungen. Sie ſind ſomit
nur noch 125 engliſche Meilen von Warſchau
entfernt. Jm Norden ſteht den Sowjettruppen der Weg
nach Warſchau offen, da die polniſche Gegenwehr aufgehört hat.

Kampf fortgeſetzt.
jetzt ſeit drei Tagen

dieſen Gründen war die Regierung nicht in der Lage, über die
geſtellten Forderungen in Verhandlungen einzu-treten. Am Sonntag hat das Geſamtminiſterium beſchloſſen,
alles Mögliche zu tun, um die ſtaatlichen Werke zu ſchützen,
Leben und Eigentum der Bewohner vor Angriffen zu bewahren
und die geſetzmäßigen Behörden wieder einzuſetzen. Zu dieſem
Zweck ſind der Leiter der Landes-Sicherheitspolizei und der
Militärbefehlshaber erſucht worden, das Nötige zu veranlaſſen.
Wenn bis zur Erreichung dieſer Aufgabe vorübergehend der
Belagerungszuſtand über die Gebiete Zittau und Löbau ver-
hängt werden mußte, ſo hofft die Regierung, daß die tatkräftige
Mithilfe der Bevölkerung ihn ſchon nach ganz kurzer Zeit über-
flüſſig machen wird.

w. Schweinfurt, 2. Auguſt.
Als am Sonnabend die Direktion der Schweinfurter Präzi-

ſionskugellager-Werke Fichtel und Sachſe anläßlich des 25jährigen
Beſtehens der Firma die älteſten Beamten ehren wollte, er-
ſchien im Fabrikhof die geſamte Belegſchaft von etwa 3500 Mann
und entſandte eine Abordnung zur Direktion, die die
ſofortige Zurück zahlung der bereits einbehaltenen
Steuerbeträge und die Unterlaſſung früherer Abzüge für
den gleichen Zweck forderte. Der Vorſchlag des Direktors Sachs,
am Montag die Forderungen durch den Betriebsrat vortragen
zu laſſen, wurde ſchroff abgelehnt und auf ſofortige Erledigung
der Forderungen beſtanden. Die Kommiſſion teilte mit, daß bei
einem nochmaligen Steuerabzug keine Gewähr für die per
ſönliche Sicherheit des Direktors Sachs beſtehe. Die
Direktion gab nach und machte die Arbeiterſchaft dem Staate
gegenüber verantwortlich.

Mit Waffengewalt
Franuzöſtſcher Transport in Erfurt anugehalten.

Einer Meldung zufolge wurde in Erfurt am Sonnabend
ein aus Köln kommender Transportzug mit einer Kom
pagnie franzöſiſcher Soldaten und einem Wagen
mit zwei engliſchen Militärperſonen als Bedeckung vom Ueber
wachungs Ausſchuß der Erfurter Eiſenbahn angehalten.
Den Franzoſen wurde mitgeteilt, daß keine Milikärtransportenach Polen befördert würden. Der franzöſiſche Kompagnie
führer verſuchte daraufhin die Wweiterfa ßer gewaltſam

zu erzwingen. Er ließ den Zugführer und Heizer feſt
nehmen und die Kompagnie unter Gewehr antreten, wobei
die Waffen ſchußfertig gemacht wurden. Einige uner-

Teil wieder

giſch, er möge die Waffen ſchleunigſt in den Wagen zurückbringen
laſſen, ſonſt würde kein Mann des Transportes
Deutſchland lebend verlaſſen. Darauf ſtellten die
Ter die Waffen zuſammen. Der franzöſiſche Offizier
zeigte die für ſeinen Transport ausgeſtellten Eiſenbahn-Fahr-
ſcheine vor, wonach es ſich um eine Abteilung von 160 franzöſi-
ſchen Urlaubern handelt, die ſich angeblich auf der Rückfahrt zu
ihren Truppenteilen in Oberſchleſien befinden. Schließlich
wurde dem Transportzug die Weiterfahrt geſtattet. Die von
den engliſchen und franzöſiſchen Behörden unterzeichneten Trans-
portausweiſe tragen weder den Stempel einer deutſchen Grenz-
noch Zollſtation, deshalb wollen die Eiſenbahner-Gewerkſchaften
jetzt beim Reichsverkehrsminiſter vorſtellig werden, um eine
Regelung der Ueberwachung von Transporten herbeizuführen.

Vergeltungsmaßnahmen gegen Polen
b. Danzig, 2. Auguſt.

Die Organiſation der Eiſenbahn-Bedienſte-
ten im Freiſtaate (Beamte und Arbeiter) haben als Ver-
geltungsmaßnahme gegen den Beſchluß der polniſchen
Arbeiter-Organiſation, die Lebensmittelzufuhr nach Danzig zu
ſperren, beſchloſſen, die Einſtellung des geſamten
Güterverkehrs einſchließlich der Lebens-mittelſendungen aus dem Freiſtaate nach Polen in Aus-
ſicht zu nehmen. Die Eiſenbahn- Bedienſteten ſeien nicht gewillt,
nur immer die Repreſſalien der Polen einzuſtecken und die Ver-
geltung, die ſich ſehr nachhaltig für Polen geſtalten könne, aus
allerlei Rückſichten nicht durchzuführen. Einem vertrags-
brüchigen Gegner gegenüber, und als ſolchen haben ſich die
Polen ſchon wiederholt gezeigt, müſſe jede Rückſicht aufhören.
Dies ſei der feſte und unabänderliche Beſchluß aller Eiſenbahner.

Die Offizierbeſetzung des neuen hHeeres
Das Reichswehrminiſterium hat bisher nachſtehend im Aus-

zuge folgende Richtlinien für die Offizier-Stellen-
beſetzung des bis zum 1. 10. 20 auf 150 000 Mann und bis
zum 1. 1. 21 auf 100 000 Mann zu verringernden Heeres feſt-
geſetzt:

Für das 100 000 Mann-Heer kommen grundſätzlich n ur die
Offiziere des jetzigen Uebergangsheeres in Be-
tracht. Nur in beſonderen Ausnahmefällen können im Ueber-
gangsheer nicht eingeteilte Offiziere für das 100 000 Mann-Heer
noch berückſichtigt werden. (Z. B. nachträglich aus der Kriegs-
gefangenſchaft zurückgekehrte Offiziere, die bisher noch an keiner
Stelle an dem Wettbewerb um die Einſtellung in die Reichswehr
teilnehmen konnten.) Es wird ſogleich die Stellenbeſetzung für
das ab 1. Januar 1921 beſtehende 100 000 Mann-Heer aufgeſtellt
und beſtätigt, alſo nicht erſt eine Stellenbeſetzung für das 150 000
Mann-Heer ausgegeben.

Die Verabſchiedung der Offiziere, die in das
100 000 Mann-Heer nicht übernommen werden können und nicht
in Etatsſtellen der nur bis 1. Januar 1921 bleibenden Forma-
tionen eingeteilt ſind, die alſo mit dem 30. September d. J. aus-
ſcheiden müſſen, muß leider wieder durch allgemeine Verfügung
erfolgen, da es unmöglich iſt, jeden einzelnen der Offiziere in der
gegebenen kurzen Zeit von hier zur Vorlage ſeines Abſchieds-
geſuches aufzufordern. Damit die Offiziere aber frühzeitig über
ihre Zukunft Beſcheid wiſſen, iſt nach Anordnung der Wehrkreis-
kommandos, ſobald ſich dieſes überſehen läßt, den Offizieren, die
keinerlei Ausſicht auf Uebernahme in das 150 000 Mann-Heer
haben, dieſes ſofort zu eröffnen.

Die Offiziersſtellenbeſetzung für das 100 000
Mann-Heer erfolgt auf Grund der Vorſchläge der Reichswehr-
gruppenkommandos für ihre Stäbe und der Wehrkreiskommandos
für die von ihnen aufzuſtellenden Reichswehrſtäbe und Reichs-
wehrtruppen außer für Generale und Regiments-Kommandeure
aller Waffen, für Oberſtleutnants beim Stabe der Artillerie.

Für die Klaſſifizierung und die Aufſtellung der Vor-
ſchlagsliſten iſt folgendes zu beachten:

a) Oberſtleutnants der Jnfamterie, die ſich im
Uebergangsheer in Regimentskommandeurſtellen befinden, neh-
men an dem Wettbewerh bei den Regiments-Kommandeuren
teil. Sie kommen für Stellen von Oberſtleutnants beim Stabe
der Regimenter nicht in Betracht.

b) Oberſtleutnants aller Waffen (außer in Regi-
ments-Kommandeurſtellen) dürfen nur für je 1 Stabofftzierſtelle
beim Stabe der Regimenter eingeteilt werden (nicht alſo z. B. als
Bataillons- oder Abteilungs-Kommandeure, für die zweite Stabs-
offiziersſtellen der Regimentsſtäbe uſw.).

c) Offiziere, denen im Mai und Juni d. J. mit den Beför-
derungen im Uebergangsheer der Charakter eines höheren Dienſt-
grades verliehen iſt, treten in Wettbewerb mit den Offizieren
dieſes Dienſtgrades. Werden ſie in das 100 000 Mann-Heer über
nommen, ſo erhalten ſie das Patent ihres Dienſtgrades mit dem
Tage der Charakterverleihung.

d) Feldartillerie- und Fußartillerie-Offi-
zie re ſind getrennt zu klaſſifizieren.

e) Hinſichtlich der dienſtgradmäßigen Beſetzung aller Stellen,
der Beteiligung der Frontoffiziere an den Stellen in den höheren
Stäben ſowie hinſichtlich der Beteiligung der Leutnants der
Reichswehr (ehemalige aktive Unteroffiziere) an der Stellen
beſetzung behalten die bisherigen im Februar d. J. ergangenen
Beſtimmungen des Reichswehrminiſteriums Gültigkeit.

Verteilung der Stellen bei den Fahrabteilungen wird be
ſonders geregelt.

Alle für Etatsſtellen des 100 000 MannHeeres vrgeſchlagenen
Offiziere müſſen ſchriftlich die nach H 175 des Friedensver

trages vorgeſchriebene Dienſtverpflicht ung eingegangen
ſein, ſoweit nach ihrem Lebensalter eine ſolche Verpflichtung noch

ſchrockene Eiſenhahner erklärten dem franzöſiſchen Offizier ener I für ſie in Betracht kommt.



Das Amneſtie-Gefetz
Deutſcher Reichstag

Der Reichstag hat nach einer ſehr langen und teilweiſe ſehr
erregten Ausſprache, in der die Geſchichte der Kampftage von
allen Seiten durchgeſprochen wurde, den von den Regierungs
parteien eingereichten Amneſtie- Entwurf angenommen. Nach
dem grundlegenden Paragraphen dieſes Antrages wird Straf-
freiheit gewährt für Straſtaten, die zur Abwehr eines hochver
räteriſchen Unternehmens gegen das Reich begangen worden ſind.
Ferner Perſonen, die an einem hochverräteriſchen Unternehmen
gegen das Reich mitgewirkt haben, ſofern ſie nicht Urheber oder
Führer des Unternehmens geweſen ſind. Straffrei ſind auch
Handlungen, die im Zuſammenhang mit den hochverräteriſchen
Unternehmen oder ſeiner Abwehr begangen worden ſind. Aus
geſchloſſen von der Straffreiheit ſind Verbrechen gegen das
Leben, ſchwere Körperverletzungen, ſchwerer Raub und Brand
ſtiftung.

9

16. Sitzung. Montag, 2. Auguſt, 1 Uhr nachmittags.
Das vorläufige Abkommen über die Wiederaufnahme
der Beziehungen zwiſchen dem Deutſchen Reiche
und Lettland wird endgültig angenommen und ebenſo der
Vertrag zwiſchen der deutſchen und niederländiſchen Re-
gierung über Kredite und Steinkohlen, ſowie die
Novelle zum Poſtgebührengeſetz vom 20. April 1920,
wonach die Erhöhung der Zeitungsgebühren erſt vom 1. Januar
1921 ab erfolgt.

Es folgt die
Franken (Soz.) auf

Vorlegung eines allgemeinen Amneſtiegeſetzes
und eines Geſetzentwurfes der bürgerlichen Parteien auf Ge
währung von Straffreiheit für Straftaten zur
Abwehr hochverräteriſcher Unternehmen gegen
das Reich und für Mitwirkung an ſolchen Unternehmungen mit
Ausnahme der Urheber und Führer. Von der Straffreiheit
ausgeſchloſſen werden nach dieſem Antrage Verbrechen gegen das
Leben, ſchwere Körperverletzung zwecks Raubes und Brand-
ſtiftung.
Abg. Radbruch (Sotz.) Wenn man im Sinne des bürger

lichen Antrages auch die Kappiſten freiläßt, dann muß man auch
die Revolutionäre des Jahres 1917 ſtraffrei laſſen, weil dann
auch den bayeriſchen Revolutionären Anſpruch auf Straffreiheit
zugebilligt werden muß.

Abg. Dr. Herzfeld (U. S.) begründet den Geſetzentwurf
ſeiner Partei, der für alle aus politiſchen Beweggründen ver
übten Straftaten die Amneſtie gewähren will, insbeſondere
für ſolche Straftaten, die im Zuſammenhang mit der Abwehr
des KappPutſches oder des im Anſchluß hieran erfolgten Ein
greifens der Reichswehr ſtehen. Straftaten, die zur Unter
ſtützung des Kapp-Putſches dienten, ſollen von der
Amneſtie ausgeſchloſſen werden.

Abg. Burlage (Zentr.): Der Straffreiheit müſſen
beſtimmte Grenzen gezogen werden, wenn wir uns nicht
mit dem beſten Teile des Volkes in Widerſpruch ſetzen wollen.
Wir könnten es nicht verantworten, wenn die Amneſtie ge
meinen Verbrechern zuteil würde. Jn die inneren An-
gelegenheiten der Länder wollen wir uns durch das Amneſtie
geſetz nicht einmiſchen.

Abg. Dueringer (Du.): Gegen den Erlaß allgemeiner
Amneſtie ſprechen immer ſchwere Bedenken. Daher
beſchränken ſich denn die vorliegenden Anträge auf Straf
taten politiſcher Art. Die mangelhafte Ernährung des
Volkes macht es erklärlich, wenn viele das moraliſche Gleich-
gewicht verloren haben. Der Antrag der Unabhängigen
geht uns zu weit. Eine Majoriſierung Bahyerns,
deſſen Volksvertretung ſich gegen die Amneſtierung der hoch
verräteriſchen Unternehmungen gegen die bayeriſche Landes-
verfaſſung ausgeſprochen hat, kann nicht in Frage kommen, das
würde die ſchwerſten Konflikte im Reiche hervorrufen.
Zu dem Antrag der anderen bürgerlichen Parteien beantragen
wir eine Aenderung dahin, daß die Amneſtie auch auf die
Führer und Urheber der in Frage kommenden hochverräte-
riſchen Handlungen ausgedehnt wird. Das entſpricht

der ſeinerzeit vom Juſtizminiſter Schiffer gegebenen
uſage.

erſte Beratung des Antrages Müller-

uſtigminiſter Heinze: Wenn wir die unhaltbaren Zuſtände
uhrgebiet beſeitigen wollen, dann muß die ungeheure

Erregung, die infolge des Strafprozeſſes ſich dort geltend macht,
beſeitigt werden. Das Recht Bayerns auf ſeine Juſtiz-
hoheit erkennen wir an, daher trifft der Antrag der Regie

die die Straffreiheit auf Hand lungenru r

gegen das Reich beſchränkt, das Richtige. Auf Rädels

Nachdruck verboien

Die Kinderloſen
38 Roman von Marie Diers.

Jm Herbſt verpfuſchte er ziemlich raſch hintereinanderdrei Fälle. Das Kind eines Keuſann ſtarb, eine Frau
mußte zur Operation ins Krankenhaus, eine andere ſagte
Tien plötzlich ab und ließ einen Arzt aus Schlodau kom
men. Dieſer war ein anſtändiger Menſch mit Standes-
gefühl, er ließ den Gallöper nicht hereinfallen, und das
Urteil der Leute wurde wieder ein bißchen unſicher. Beim
nächſten Mal holten ſie ihn auch wieder. Ein eingeſeſſener
Arzt kann ſchon manche Dummheit machen, die ihm ſo hin
geht. v Man hat ja keinen Ueberblick und keine Nachprüfung
fur ihn.

Indeſſen im Winter wurden wieder ein paarmal und
ohne ihn überhaupt hinzuziehen, nach Schlodauer Aerzten
gefchickt, und da dieſe Mode nun einmal angeriſſen war,
ſchien ſie ſich ſchon einbürgern zu wollen, wenn nur nicht
die weite Entfernung und die Koſtſpieligkeit ein Gegen
gewicht gebildet hätten.

Tien berührte dies alles nicht ſo gar ſehr. Er war
jetzt, wenn auch nicht regelrecht betrunken, ſo doch faſt be-
ſtändig in einem leichten Nebel, der ihm des Lebensfeldes
weite ſteinige Oede zart und duftig verſchleierte. Er war
leidlich guter Laune, und wenn er ſich nur am Morgen er
giebig ausſchlief, auch ohne den grauen Kater, der gerade
her wie ein Vorläufer des Selbſtmordes anzuſehen war.

Nicht er, aber Minnie fühlte das abnehmende Ver
trauen zu ihm, die plötzlich ſteife Gehaltenheit, mit der ſo
gar nahe Bekannte von ihm ſprachen, das wachſende Miß
trauen, das jetzt jedem ſeiner Anordnungen begegnete.

Schon längſt ſagte ſie nicht mehr: „Ach Gott, ein Arzt
kann doch auch einmal nicht wohl ſein.“ Sie geriet in Ent
ſetzen, wenn er liegen blieb, und die Leute kamen, ſie wur-
den immer nervöſer, ihre ſchöne Behaglichkeit nahm
reißend ab.

führer und gemeine Verbrecher darf ſich die Am
neſtie nicht erſtrecken. Der Koalitionsantrag geht weiter
als das Bielefelder Abkommen, denn er iſt nicht zeit-
lich beſchränkt. Er bezieht ſich nicht ausſchließlich auf den Kapp
Putſch, und er betrifft nicht bloß die Abwehr von Hoch
verrat, ſondern abgeſehen von Rädelsführern auch den
Hochverrat ſelbſt.

r, Kahl (D. Vpt.): Wir gewähren die Amneſtie, weil wir
einen Strich unter die Vergangenheit machen wollen. Wir er-
kennen die Staatsnot wendigkeit an, den auf der Volks
arbeit infolge der Strafprozeſſe laſtenden Druck zu mildern.
Das Recht des Reiche s, Amneſtiegeſetze auch mit Wirkung
für einzelne Länder zu erlaſſen, iſt unbeſtreitbar. Die Frage,
ob das Reich in dieſem Falle davon Gebrauch machen ſoll, iſt
jetzt aber aus politiſchen Gründen durchaus zu verneinen.

Abg. Schiffer (Dem.): Die Tatſache, daß die Urheber des
Kapp-Putſches ſich durch die Flucht der Verantwortung entzogen
haben, macht ſie un würdig der Amneſtie. Sehr richtig
bei den Demokraten.) Bei den Beſprechungen mit Vertretern
Kapps habe ich die Verſuche, Bedingungen zu ſtellen, abgelehnt.
Mein Eintreten für eine allgemeine Amneſtie habe ich perſönlich
allerdings in Ausſicht geſtellt, aber als die unverzügliche be
dingungsloſe Kapitulation verweigert wurde, ſofort
wieder zurückgezogen.

Abg. Emminger (Bahr. Vpt.): Amneſtien dürfen nicht zur
Untergrabung der Autorität der Gerichteführen. Wir haben bisher in Bayern das Syſtem der be
dingten Begnadigung vorgezogen, deſſen Ausführung
wir in die Hände der Volksgerichte ſelbſt legten.

Präſident Loebe: Die Erörterung ſpinnt ſich ſehr weit aus.
Es wäre bedduerlich, wenn wir infolgedeſſen ſolange zuſammen
bleiben müßten, daß ſchließlich an einer etwaigen n

in des Hauſes unſere ſchönſten Hoffnungen zugrun
gehen.

Abg. Dr. Streſemann (D. Vpt.): Jch ſtimme perſönlich für
den Antrag der Deutſchnationalen, weil ich an den
Verhandlungen während der Kapp-Tage teilgenommen habe unddamit die Duſage des Eintritts für eine allgemeine Amneſtie
gegeben habe.

Abg. Ludwig (U. S.): Die Abwehraktion gegen die Kapp-
Leute war doch ein Tanzkränzchen. Will man die Leute einge
ſperrt halten, die dabei über die Stränge geſchlagen haben?

Juſtizminiſter Heinze: Die Führer und Urheber von Ab-
r gegen den Hochverrat ſind nicht vonder Amneſtie ausgeſchloſſen.

Abg. Hergt (Dn.): Wir waren bei den Verhandlungen
darüber einig, daß eine allgemeine Amneſtie nur der Natio-
nalverſammlung vorgelegt werden ſollte. Daraufhin hat
Lütt witz ſich bereit erklärt, die ganze militäriſche Aktion ein
zuſtellen. Unterſtagtsſekretär Joel hat ein entſprechendes
Protokoll gegengezeichnet, wonach Herr Schiffer als Miniſter für
die allgemeine Amneſtie eintreten werde. Am nächſten Tage
freilich hat Herr Schiffer ſeine Zuſage zurückgezogen.
(Hört, hört?)

Abg. Frau Zetkin (Komm.): Die verkappten Kappiſten ſind
jetzt in der Macht, ſie wollen nur deshalb keine allgemeine Am-
neſtie gewähren, damit nicht die im Kerker ſchmachtenden be-
geiſternden Arbeitervertreter in Freiheit kommen.

Abg. Müller-Franken (Soz.): Die Regierung Bauer ſtand
auf dem Standpunkt, daß Verhandlungen über eine allge-
meine Amneſtie gar nicht in Frage kommen könnten.

Abg. Schiffer (Dem.) betont nochmals, daß der Abbruch
der Verhandlungen erfolgt ſei, als Lüttwitz ſich weigerte,vom Kommando gurüttgutreien,

Abg. Schulz-Bromberg (Dn.) und Dr. von Delbrück be
ſtätigen, unter dem Eindruck geſtanden zu haben, daß Herr
Schiffer ſein Eintreten für die allgemeineAmneſtie zugeſagt habe.

Damit ſchließt die erſte Beratung.
Jn der zweiten Leſung wird der Geſetzentwurf der Unab-

hängigen gegen die Stimmen der beiden ſozialiſtiſchen Parteien,
der Antrag der Deutſchnationalen gegen die Stimmen der An-
tragſteller abgelehnt. Der Antrag der Koalitionsparteien wird
angenommen, ebenſo in dritter Leſung und gegen die Stimmen
der Deutſchnationalen in der Geſamtabſtimmung.

Endgültig angenommen werden die Verfaſſungs-
Aenderungen über die Angaben der preußiſchen Stimmen
im Reichsrat und über das Reichsgemeindewahlrecht
für Helgoland.

Daraufhin wird die
zweite Beratung des ergänzenden Nothaushalts- Etats

fortgeſetzt.

Der Haushalt des Miniſteriums des Jnnern wird ohne
Erörterung bewilligt.

Beim Haushalt des Wehr miniſteriums fordert
Abg. Schöpflin (Soz.) eine Verminderung der Zahl
der Generale und Oberſten.

Reichswehrminiſter Dr. Geßler: Gewiß darf kein Pfennig
mehr ausgegeben werden, als unbedingt nötig iſt. Die junge

die eigene Bequemlichkeit, ſie ſtand um ſieben auf, um ihm
ein Feig zu geben, iihn zu beſchämen. Das half
nichts. s ging ihn Minnies Lebensweiſe an? Er war
doch er, und er hatte eben einen dummen Kopf, und er
wußte, wie ein Vormittag ausſieht nach ſolcher wüſten
Kneiperei wie geſtern abend, und das konnte er ſich doch
wahrhaftig erſparen. Wer das nicht kannte, der konnte da
gar nicht mitſprechen.

Dann fing's mit dem Rüteln an, dem Zureden, dem
Jmmeraufgeregter-werden, dem Weinen und Jammern.
Unbrauchbare Mittel bei einem Tien. Es kam nichts
heraus, wie unerhörte Grobheiten, w. Entſetzen,
Not und herzbrechendes Weinen. Ein Zur-Wand-drehn
und Weiterſchlafen.

Minnie ſah ein Geſpenſt vor fich erſtehen, dem ſie gar
nicht gewachſen war. Sie hatte ſich in das gute, bequeme,
geehrte und umſchmeichelte Daſein hineingelebt und von
einzelnen ehelichen Windſtößen abgeſehen, die ſie als kluge
Frau immer ſchnell durch irgend einen Gegenſtoß wie den
mit der Frauenbewegung wieder ausglich und dann mit
Recht vergaß, ſchien ihre Art von Leben ihr ſelber auch be
vorzugt und für viele beneidenswert. Sie ſtand auch im
Ruf der Klugheit und Bildung und verſtand, ſich geſell-
ſchaftliche Würde zu geben. Jn der Ehe konnte ihr kaum
noch etwas kommen, das ihr Leben erſchüttert hätte da
kam es außerhalb der Ehe und in einer Weiſe, gegen die
ihre ganze Kunſt machtlos war.

Jhr verletzlichſter Punkt war die geſellſchaftliche Eitel
keit, und dieſer Punkt war in erſchreckendem Maße bedroht.

Minnie wußte, was es heißt, wenn Männer ſich das
Trinken angewöhnen. Sie kannte es aus ihrer entfern
teren Familie und J aus Bekanntenkreiſen. Es iſt
ſchon ſchlimm, wenn ſ e Männer und Pantoffelhelden
dem verfallen, aber ganz böſe wird es, wenn es Männer
trifft, die ſich von der Frau ums Leben nichts ſagen laſſen,
ihrem eigenen Dickkopf nachgehen und weder für gute noch
für böſe Vorſtellungen zu haben ſind.

Zuerſt verſuchte ſie ihn aufzurütteln. Sie überwand

Reichswehr iſt aber in voller Umbildung, und gerade währendUebergangegeit bedürfen wir noch einer großen nahe
etfahrener Offigziere.

Nach weiterer Debatte wird der Wehrhanshag
willigt, ebenſo der Haushalt des Schatzminiſteriu
Landwirtſchaftsminiſteriums und des Finanzmin'ſterin
dem der Miniſter Wirth ein Telegramm der bayeri
kehrsperſonal-Verbände verlieſt, wonach dieſe
ſtrationsſtreik für
haben jetzt 238 Milliarden Schulden im Reiche,
Milliarden für die Eiſenbahnübernahme kommen.

Beim Haushalt des Auswärtigen befürworket J

lt be

jeden

wozu nog S

herr von Lersner (D. Vp.) die Herausgabe einer, iverſhetde

kurzen Volksausgabe der Hauptbeſtimmungen des VerVertrages. Auf dieſe Weiſe könnten wir das beſte Wer

m

für die Reviſion des Vertrages bekommem.
Außenminiſter Dr. Simons erklärt, der Anregung

entſprechen zu wollen. t
(Die Sitzung dauert bei Schluß der Redaktion noch an.

x

Der Geſetzentwurf zur Bevölkarung iſt im Ausſchuß des Reichstages nach Hängerer Aud u ſprachemit unweſentlichen Aenderungen angenommen worden

Die Not der Preſſe
Abbau der Papierpreife geforhert.

w. Nürnbierg, 2. Auguſt.
Die am Sonnabend hier abgehaltene, äußerſt

ſuchte Hauptverſammlung des Verein
Zeitungsverleger nahm nach längerer, ſehr
Debatte eine Entſchließung an, in der im Hinhlick auf die rieſige
Steigerung der Druckpapierpreiſe und die damit zuſammen
hängenden Rieſengewinne der Papierfabriken der Reichstag und
die Reichsregierung dringend aufgefordert werden
einmal nach dem Rechten zu ſehen, da es nicht angängig ſei,

hier

daßdie Papierfabriken durch die Macht ihres Ringes ſich auf Koſt
der Allgemeinheit in geradezu unerhörter Weiſe bereichern. d
Verſuche von Selbſthilfe ſeien vergeblich geblieben
Gefordert wird der ſofortige Abbau der Preiſe für
Zeitungspapier auf vorläufig mindeſtens 2 Mark im
wenn möglich, Zwangsmaßnahmen gegen den
Papierfabrikanten-Ring, ferner bei den Gliedſtgaten
des Reiches darauf hinzuwirken, daß für die Herſtellung dez
Zeitungspapiers das nötige Hol z zu entſprechenden Preiſen zur
Verfügung geſtellt werde und ſchl n
das erforderliche Kohlenquantum den Papierfabriken
ſichergeſtellt wird, damit ſie neue Preisaufſchläge nicht mit
Arbeitsunterbrechung begründen können.
des Papierpreiſes auf die angegebene Grenze nicht ſofort zu
ſtande, ſo wäre der Zuſammenbruch der deutſchen

Aehnlich liegen die Verhältniſſe aufPreſſe unvermeidlich.
dem Druckfarben-Gebiet.

Ferner wird von der Reichsregierung die Abſchaffung der
ungerechten Anzeigenſteuer gefordert und verlangt
von der bevorſtehenden mörderiſchen Erhöhung des Poſtzeltunge.
Tarifes abſehen zu wollen, zumal da es im ureigenſten Intereſſe
der Reichsregierung und aller nachgeordneten Stellen liege, einen
Zuſammenbruch der Zeitungen zu verhüten, weil nur mit ihrer
Hilfe die der Regierung und Behörden unentbehrliche Fühlung
nahme mit dem Volke aufrechterhalten werden könne.

Auflöſung der Lehrbrigade Döberitz. Aus dem Reichswehr
miniſterium wird mitgeteilt, daß infolge der Herabſetzung der
Heeresſtärke die Lehrbrigade Döberitz bis zum 12. Auguſt auf

Verbändengelöſt wird. Die Truppen kehren zu ihren alten
zurück.

Zu den Angriffen gegen die Reichswehroffiziere.
bitterung gegen die erzwungene Genugtuung vor der franzöſi
ſchen Botſchaft hat auch zu wegwerfenden Bemerkungen über
die Reichswehr geführt, die ſich zu dieſer unwürdigen Ver
anſtaltung hergegeben hätte. Demgegenüber muß mit i ler Ent
ſchiedenheit feſtgeſtellt werden, das der militäriſche Salut ver der
beleidigten Fahne unumgänglich iſt, wenn man es nicht auf
einen hier in jedem Falle ausgeſchloſſenen Bruch ankommen
laſſen will. Hat Deutſchland doch ſelbſt die Flagge von Niearagua
ſo geehrt, als noch ein Bismarck in der Wilhelmſtraße die
deutſchen Geſchicke lenkte. Angeordnet wird eine ſolche Genug
tuung ſelbſtverſtändlich von der Regierungsſtelle, der ſich der
Offizier zu fügen hat. Wenn man in an ſich begreiflich patrio
ſcher Verbitterung ſoweit geht, dieſe Offiziere und womöglich
die von der Reichswehr insgeſamt als chavakterlos zu hrand
marken, ſo ſollte man ſich doch ernſtlich überlegen, ob ſich unter
dem Druck dieſer Auffaſſung nicht noch die letzten wohlgeſinnten
Offiziere aus der Reichswehr zurückziehen könnten. Die Folee
dieſes an ſich ſo begreiflichen patriotiſchen Aufwallens würde
nur deren Auslieferung an den Republikaniſchen Führerbund
ſein.

Ebert hat, einer Einladung des Meßamtes folgend, zur behor-
ſtehenden Techniſchen Meſſe in Leipzig ſeinen Beſuch zugeſagt

ne

Jn Minnies entſetztem Geiſt dämmerten ſchon alle die
ſchrecklichen Folgen auf, die ſich nach und nach entwickeln
würden. Jhre Daſeinsbedingungen waren ja nicht bedroht,
auch wenn er nichts mehr verdiente, brauchten ſie nicht zu
hungern, wenn allerdings auch nach dem Ausfall vom
Teſtament der alten Matte ein großes, ſicher erwartetes
Stück abgebröckelt war. Sie ſtanden dann nicht meht
glänzend da, gewiß; aber es war doch nicht dieſe Not, die
zuerſt zu fürchten war.

Aber zuſehen müſſen, wie die Leute, ſogar ſolche, die
bei ihnen verkehrten, ſich fremde Aerzte herüberholten,
ſich ſchämen müſſen für ihren Mann ihre geſellſchaftliche
Stellung verlieren, herunterſteigen ſich täglich ängſtigen
und quälen für jeden freundlichen Gruß noch dankbar
ſein o ſchrecklich, ſchrecklich, nicht auszudenken da
kann man ja verſtehen, wie man den Verſtand verliert vor
lauter Nervenaufregung!

Sie wußte ja, Zureden hilft nichts, aber ſie verſuchte
es doch. Da war ſo eine arme Verwandte, die ſie hatten
die wohnte in Hamburg, die hatte ihren trunkſüchtigen
Mann, der ſchließlich ſich ſelbſt und die ganze Familie zu
grunde richtet und ins Elend brachte, mit förmlich ausoe.
arbeiteten Reden beſtürmt. Oft hatte ſie ih 5zählt, mit einem traurigen Stolz ihre eigenen Ergüſe
vorgetragen. Wie entſetzlich jämmerlich war dies immer
Minnie erſchienen! Wie ſtolz hatte ſie ſich ſelbſt empor
gereckt. Ja mein Mann ſo etwas wäre bei uns un
möglich

Und nun war's da. Und nun war Minnie nicht Küeet
als dieſe Armſelige, nun verſuchte ſie es auch mit Reden
halten.

fich dann erſt ausſchlafen, ungeſtört, und wenn er in der
zwölften Stunde oder noch ſpäter an den Frühſtückstiſh
kam, empfing ſie ihn mit ernſter, freundlicher Gelaſſenheit.

(Fortſetzung folgt.
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Halle, 3. Auguſt.
stadtverordnetenſitzung

vorſteher Hennig (U. S. P.) eröffnet dietadtv r ene der Stadtverordneten Krüger
er (U. S. P.), ob der Stadtverordnetenverſamm-

an i daß die Leichen, welche auf Stadtloſten bei
unbekleidet ſind, mit, Die Anfrage ſoll in der

werden, beantwortet werden. Ferner gibt er einen An
2 turs gratktionen bekannt, demgemäß die Stadtverord

ſelbe ng beſchließen wolle, daß, wenn ein Ausſchuß
ſannibt iſt, deſſen Stellvertreter als vollgültiges Aus

die bezahlt bekommt. Der Antrag
itglien einſtimmige Annahme. Des weiteren teilt der

z der Verſammlung die neue Beſoldungs
ſende gtagiſtratsmitglieder nach in letzter Sitzung ge

laſen vorliegt. Dieſe iſt vom Haushaltungsausſchuß
geprüft. e (Deutſchnat.) erſtattet für dieſe rein for-adtr u r beſteht das Dienſtein-

beſoldeten Magiſtratsmitglieder aus dem
und dem r i r Neben dieſenmmen erhalten ſie noch inderbeihilfen und

le s zuſchlag. Außer den beiden Bürgerallen e Magiſtratsmitglieder als Grundgehälter
de Gehälter nach Gruppe XIII. Dieſe Beſoldungs

Eritt mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft.
u Wilke (Mehrheitsſoz.) fragt, ob die Amtszulage
ztad meiſters mit dem bedacht wird.
in Antrag, aus Gründen der Einheitlichkeit ſtets die
el An mit Teuerungszuſchlägen zu verſehen, oder über
3 Da jedoch die Beſoldungsvorlage bereits der Re
m vborliegt, iſt eine derartige grundlegende Aenderung

Wehr möglich. Bei der Abſtimmung über dieſen Antrag
Tilein Stadtv. Wilke dafür. Er wird alſo abgelehnt.

m weitere Vorlage, nämlich die Weiterzahlung
ne üge an die Mitglieder des ArbeiterFesrird an entſprechender Stelle auf die Tages

und er (U. S

en

i bildun sſchulpflichtine Ange

ilke, welcher hierüber berichtet, teilt mit, daße ſit dieſe Forderung für voll echtigt anerkennt.
n fur die Ausdehnung kommt der 1. April 1021 in

vBretſchneider (G. k. Fr.) empfiehlt eben
die Annahme dieſes Antrages, da laut Tarifvertrag bei den

ſchen Angeſtellten dieſelbe Ausbildung gefordert wird, wie
männlichen Angeſtellten

Etadtrat Frenzel: Zu berückſichtigen iſt die Naumfrage.
zungsamt iſt ſehr begehrlich auf freie Schulklaſſen.n dieſes Antrages muß nochmals nachgeprüft

n ob für die Erweiterung der Fortbildungsſchule genügend
vorhanden ſind. Der Antrag wird einſtimmig ange

der Ragiſtrat beantragt, zur Beſchaffung von Kähl
ren im ſtädtiſchen Gaswerk die erforderlichen Mittel in
J von 45 000 Mark bereitzuſtellen, die als außerordentliche

eibungen dem Reſerve zu überweiſen ſind. Dieſe
ne wird bewilligt.

weiterberatung der Haushaltspläne
hereits in der Freitag und Sonnabend- Mor
ausgabe haben wir ausführlich über die der geſtrigen

ung vorliegenden Kapitel des ſtädtiſchen Haushaltsplanes
tet ſo daß wir uns unter dem Hinweis darauf kurz faſſen

e erſter Punkt liegt der Verſammlung der Haushalts
nder Straßenbahn für 1920 zur Genehmigung vor,

er mit 17 766 850 balanziert.
Etadty. Hildebrandt (U. S. P.) ſieht ſich bei dieſer Ge
heit zu folgenden Ausführungen veranlaßt: Es ſind Be
rden eingelaufen von Bewohnern der Orte Büſchdorf,

jheburg und Schönnewitz, welche ſich ſchwer geſchä
fühlen, daß die Wagen der Linie 9 nicht bis zum Endpunkt
Strece durchfahren, ſo daß ſie gezwungen ſind, den Weg bis
rn Halteſtelle, welcher 25 Minuten beträgt, zu Fuß
zulegen. Die Amtsvorſteher beſagter Orte ſind an uns

metreten mit der Vitte, die Weiterführung der Straßen
n zu beantragen. Jm Falle der Nichtannahme eines ſolchen
ges wird man viel Fahrgäſte verlieren. Ein dahingehen
Antrag kommt hierauf zur Verleſung.
börgermeiſter Seydel: Die Betriebseinſchränkung auf
e d iſt ein Teil der allgemeinen Einſchränku um das
der ſtädtiſchen Straßenbahn herrſchende Dlzit uſetzen.
ziſt gelungen und die Einnahmen ſind nicht geſunken.
j beträgt die erwähnte Wegſtrecke höchſtens nur 12 Minuten.
Lerkehr war am Ende dieſer Strecke ſo ſchwach, daß die Ein

von einem der
zen Beſchluß a

Etadtv. Müller (Mehrheitsſoz.) fragt, ob die Straßen
nicht bis zum Roſengarken durchgeführt werden
und bittet, dieſen chlag bei Gelegenheit zu berück

icht den Aus
Die Bahn ſei ſtets bis

eine gewiſſe gun u, die iterführung zudenn ſie habe beim Bahnbau auch Opfer tragen müſſen.

Stabtv. Wilke (Mehrheitsſoz.)y: Die Straßenbahn ſoll
der Wohnungs not zu ern. Jm Oſten unſerer

t ſind umfangreiche Siedelungen entſtanden, welche durch
Etreche 9 mit dem Stadtinnern in Verbindung ſtehen. Aus

m Grunde möge man die Bahn bis zu ihrem Ende durch
m laſſen.

kindto. Herold Deutſchnat. Wenn man an Erweite
m unſeres Stadtbahnnetzes denkt, ſo muß man vor allem
Kertraudenfriedhof berüdſichtigen.

wermeiſter Se h de l: Die Hallenſer müſſen zu Erſpar
n bei der ſtädtiſchen Straßenbahn veitragen, ſo können es
h die Gemeinden Reideburg, Schönnewitz uſw.
Säließlich wird der Antrag Hildebrandt angenommen.

n den Etat erhebt ſich kein Widerſpruch
Degleichen wird dem
f8azin s zugeſtimmt.

i t. ebedarfsartikel gleichfallsunnen werden el gleichf

gushaltsplan des Stadt-
dieſer Gelegenheit weiſt Stadth.

P.) darauf hin, daß Lehrmittel und
dem Stadtmagazinmüßten. Er beantragt, eine Deputa-

a das Stadtmagagin einzurichten. Der Antrag
enahm

an. elege angenommen. Der 2leblan des Leihamtes, über welchen Stadtv. Buſſe
u at.) Bericht erſtattet, zeigt nur ganz geri Abände

enüber dem des Vorjahres und wird ale an
anen

einen anderen Namen führen,

hätten.

Stadtv. Borges (Dem.) berichtet uber den Stadthaushaltsplan der gewinnbringenden Unter-
welcher mit einem Ueberſchu von

abſchließt. Dieſes Kapitel ſollte jedoch
denn fehr viele hier angeführte

Titel ſind alles andere, als gewinnbringend. Dem Haushalts-
pran wird zugeſtimmt. Unter dem Kapitel des Stadthaushalts-
planes mit der Ueberſchrift Allgemeine Verwaltung“
kommt es zu einer längeren Auseinanderſetzung über die

Weiterzahlung der Bezüge der Mitglieder des
Halleſchen Krbeiterrates.

nehmungen,
6 364 784,36 Mar

Stadtv. Brinkmann (Dem.) berichtet, daß Oberpräſident
Hörſing unter dem 18. Mai d. J. die Auflöſung der
Arbeiterräte verfügt habe, weil ſie ihre Aufgabe erfüllt

Der Halleſche Arbeiterrat jedoch wandte ſich daraufhin
an den Miniſter für Jnneres um ſein Weiterbeſtehen, jedoch
wurde dieſes abgelehnt. Der Arbeiterrat hat manches
Gute geſtiftet und das Vertrauen beſtimmterKreiſe, z. B. zum Ernährungsamt, gefeſtigt.
Jetzt iſt beantragt, daß die Gehälter der Arbeiterräte bis Ende
Auguſt weitergezahlt werden.

Stadtv. Günther (U. S. P.) als Mitglied des Halleſchen
Arbeiterrates benutzt die Gelegenheit, um ein Loblied auf dieſe
nun endlich der Vergangenheit angehörende Einrichtung zu
e Er erklärte: Der Ober präſident hatte über die
rovinz Sachſen den a e e rn verhängtund nur dadurch war es möglich, die Arbeiterräte aufzulöſen.

Es kann keine Rede davon ſein, daß dieſe ihre Aufgabe erfüllt
hätten. Jetzt müſſen ſie der Gewalt weichen. Es wäre beſſer,
ſie würden als Preisüberwachungsſtellen e
ſtehen bleiben. Nach dem einſtigen ſiegreichen Einzuge der
„Maercker“ konnte er ſich nicht mehr in vollem Umfange be
tätigen. Trotzdem iſt es zu Lebensmittelunruhen wo gar nicht
gekommen. Der Arbeiterrat ſieht den Verkäufern ſcharf auf die

inger. Jnſofern hat die Allgemeinheit großen Nutzen davon.
ußerdem hat er bis heute 56 Sitzungen des Mietseinigungs-

amtes gerettet, weil die h nicht erſcheinen konnten. Aehn
lich war es bei dem Wohnungsamt. Die Bevölkerung
hatte eine Stelle, gewiſſenhaftarbeitete.

Stadtv. Kürb s (U. S. P.) hält dos Verſchwinden des Ar-
beiterrates gerade im Augenblick des Abbaues für eine Gefähr-
dung des kauſenden Publikums. Er zieht alle möglichen Bei-
ſriele heran, um zu beweiſen, wie wichtig das Weiterbeſtehen des
Arbeiterrates iſt. Denn dieſer ſei andauernd beſtrebt geweſen,
die Preiſe ſo herabzudrücken, daß das kaufende Publikum großen
Vorteil davon hatte. Seinen Mitgliedern bleibe die
Genugtuung einer ſegensreichen Tätigkeit!

Der Enderfolg dieſer Auseinanderſetzungen iſt, daß der An
trag angenommen wird.

Der Polizei-Etat angenommen.
Stadtv. Finger (Dtſch. Vp.) berichtet über den Haus

altsplan der Polizeiverwaltung. Die klare Er-
enntnis, was eigentlich die Polizei iſt, fehlt in weiten Kreiſen.

Die Polizei iſt eine Einrichtung, die da in rn tritt, wo
Menſchen zuſammen wohnen. Jhr Wahlſpruch iſt: Edel ſei
der Menſch, hilfreich und gut! Das mag ſich Herr
Oſterburg merken, wenn er einmal in die Verlegenheit
kommt, in einer Stadt eine Polizei einzurichten.

Stadtv. Gehlhaar (U. S. P.): Für uns Sozialdemokraten
ſt es außerordentlich verlockend, auf die Fähigkeiten und Taten
der Polizei in der verfloſſenen Zeit einzugehen. Aber mit Rück-
ſicht auf die umfangreiche Tagesordnung wollen wir davon Ab
ſtand nehmen. Wir lehnen den Etat ab, nicht weil wir
über die Zweckmäßigkeit der Polizei im Zweifel ſind, ſondern
deswegen, weil unſere Polizei auch heute nicht unter dem
Einfluß der Stadtverwaltung ſteht. Um ähnliche Vorkommniſſe,
wie in den Märztagen, von vornherein zu verhüten, muß für
die Polizei ein ſelbſtändiger Dezernent einge-
richtet werden, der uns Stadtverordneten jederzeit Rede und Ant
wort ſteht. Das jetzige Verſteckenſpiel können wir nur beſei-
tigen, wenn wir die Selbſtverwaltung auch auf die Polizei über
tragen. Jm Auftrage meiner Fraktion habe ich folgenden An-
trag zu verleſen:

Zum Etat der Polizeiverwaltung gibt die Fraktion
der Unabhängigen Sozialdemokraten folgende Er-
kärung ab:

„Laut allgemeiner Auffaſſung hat Halle eine ſtädtiſche
Polizei. Das iſt nur eine halbe Wahrheit und daher eine
vollendete Täuſchung. Richtig iſt nur, daß die Stadt ge
zwungen iſt, die formale Verwaltung der Polizeiorgane in
Gang zu halten und vor allem die Polizei zu bezahlen! Den
Charakter der Polizei und die Verwendung der Polizeigewalt
beſtimmt aber nicht die gewählte Stadtvertretung, die Stadt
verordnetenverſammlung, ja, nicht einmal der Magiſtrat. Die
h unterſteht und gehorcht lediglich dem Ober

ürgermeiſter, der als Polizeichef Staatsbeamter iſt und noch
jedesmal unter Berufung auf ſeine ſtaatlichen Machtbefugniſſe
die Rechenſchaftslegung über die Anwendung der Polizei

walt der Stadtverordnetenverſammlu verweigerte. ur
eit des KappPutſches war die Halleſche Polizeimacht ſogar

der Militärgewalt unterſtellt, die ſie zur Ausführung von Ver-
brechen benutzte zum Beiſpiel Verhaftung von Abgeordne-
ten uſw. Ueberdies ſoll jetzt auf Befehl der Staatsgewalt
wieder eine politiſche Abteilung bei der von der Stadt be
ahlten Polizei eingerichtet u mit ſtädtiſchen Mitteln befrieben werden. Das alles bedeutet eine Vergewaltigung des

Selbſtbeſtimmungsrechts der Städte.
Eine pflichtbewußte Stadtvertretung müßte für eine ſolche,

jeder ſtädtiſchen Einflußnahme entzogene Polizei ſo lange jede
Mittelbewilligung verweigern, bis die Polizeigewalt in die
völlige und unbeſchränkte Selbſtbeſtimmung und Selbſtver
waltung der Stadt übergegangen iſt.

Die Fraktion der Ungabhängigen Sozialdemokraten lehnt
jede Mittel bewilligung für dieſe Polizei und damit
den Polizeietat a b.“

Stadtv. Oſterburg (U. S. P.): So, wie Herr Finger die
Polizei definiert hat, iſt ſie nicht. Sie iſt ein Machtinſtru-
ment der herrſchenden Klaſſe. Dieſem die Mittel zu
verſagen, iſt unſere Aufgabe. Bürgermeiſter Seydel: Der
etzige von Stadtv. Gehlhaar geſchilderte Zuſtand beruht auf Ge-
etzen, die nicht von uns geändert werden können. Erſt müſſen
eſe geändert werden, dann kann man auch die Polizeiver-

waltung ändern.
Stadtverordnetenvorſteher Hennig (U. S. P.): Wenn der

Etat abgelehnt wird, ſo wird jedenfalls der Bezirksausſchuß
zwangsweiſe den Etat einrichten.

Jn der Abſtimmung wird der Haushaltsplan für die Polizei
verwaltung mit 25 gegen 23 Srimmen angenommen.

Der Etat für Staats und Provinzialange-
legenheiten wird genehmigt, der des Kirchenweſens
mit den Stimmen der Linken abgelehnt. Der Stadthaus-
haltsplan des Zoologiſchen Gartens findet die Genehmigung der
Verſammlung. Bei Beratung des Kapitels Armen- und Für-
ſorgeweſen, das angenommen wird, bemängelt Stadtv. Hilde-
brandt (U. S. P.) die ſchlechte Verpflegung in der Univerſitäts-klinik und ſtellt den Antrag auf Abſtellung hieſer Mißſtände. Bei
dieſer Gelegenheit ſpricht Stadtrat Tepelmann ſein Bedauern
darüber aus, daß dieſe Beſchwerden nicht bereits vor Aufſtellung
des Etats geäußert worden ſind. Im übrigen wird der Antrag
Hildebrandt angenommen.

In den Etat des Jugendamtes werden auf Antrag des
Stadtv. Günther (U. S. P.) für den Jugendpflegeverein ſtatt
10 000 Mark 30 000 Mark eingeſtellt. Die Kapitel Feuerlöſch-

welche

weſen, Hoch und Tiefbauverwaltung, Stadtentwäſſerung,

Straßenbeleuchtung werden ohne Debatte genehmigt. Der Etat
des Straßenreinigungsweſens erfordert die Einſtellung von
200 000 Mark für den Ankauf von zehn Zugtieren. Die Summe,
die den Zuſchuß des Etats nicht vergrößert, wird bewilligt.

Bei Beratung des Hoaushaltsplans für das Stadt
thegater wird ſeitens des mehrheitsſogzialiſtiſchen Stadtverord-
neten Wilke beantragt, daß die Loge für Ma e
die bisher nur für den Oberbürgermeiſter und Stadtverordneten
vorſteher zur Verfügung ſteht, den ſämtlichen Magiſtratsmit-
gliedern zur Benutzung bereitgeſtellt wird. Der Antrag wird
auf Vorſchlag des Bürgermeiſters Seydel dem Theaterausſchuß
überwieſen.

Die Kapitel Gartenverwaltung, Stadtgeſundheitsamt, Stadt
krankenhaus, Nahrungsmittelunterſuchungsamt, Desinfektions-
anſtalt, Statiſtiſches Amt finden widerſpruchsloſe Annahme. Bei
dem Kapitel Freibäder wird auf Mißſtände im ſtädtiſchen
Freikad hingewieſen und angeregt, dieſes durch Wiederinſtand-
ſetzung des früheren Florabades zu erweitern. Auch ſoll auf
den Paſſendorfer Wieſen in unmittelbarer Nähe des Rennplatzes
für die Einrichtung von Sonnen- und Luftbädern geſorgt wer-
den. Bei dieſer Gelegenheit weiſt Stadtv. Oſterburg
(N. S. P.) darauf hin, daß im kommenden Jahre die ſtädtiſchen
Freibäder bedeutend erweitert und verbeſſert und daß vor allem
auch im Norden der Stadt ein Freibad geſchaffen werden müßten.

Bei Beratung des Kapitels XXI c „Sonſtige gemeinnützige
Zwecke“ ſtellt Stadtv. Buſſe (Deutſchnat.) den Antrag, für
den Verein Jugendhilfe an Stelle der angeſetzten 20 000 Mark
30 000 Mark mit Rückſicht auf das umfangreiche Arbeitsfeld des
Vereins zu bewilligen. Der Antrag wird abgelehnt. Dagegen
beſchließt die Verſammlung, den Zuſchuß für den Verein für
Volkswohl auf 6000 Mark zu erhöhen.

Stadtv.- Vorſteher Hennig ſetzt die Verſammlung davon in
Kenntnis, daß Stadtrat Dr. Tepelmann um Enthebung
von ſeinem Poſten als beſoldeter Stadtrat vom
1. Oktober d. J. an nachgeſucht hat. Das Geſuch wird dem
Haushaltsausſchuß überwieſen und ſoll in der nächſten Stadt
verordnetenſitzung erledigt werden.

Die U. S. P. ſtellt den Antrag, den Mitgliedern des Stadt
theaterorcheſters eine ſpäter ratenweiſe zu berechnende
Veihilfe von 800 Mark zu gewähren und dieſe ſofort zur
Auszahlung bringen zu laſſen. Es entſpinnt ſich über dieſen An
trag eine ſehr lange Debatte. Es wird u. a. daxauf hingewieſen,daß ein neuer Tarif für die Stadttheatermitglieder n Vor
bereitung ſei und daß des weiteren bei Genehmigung des
vorliegenden Antrages auch die übrigen Stadttheatermitglieder
ein derartiges Geſuch ſtellen würden, was mit einer Ausgabe
von 100 000 Mork verbunden ſei. Das Geſuch wird ſchließlich
dem Haushaltsausſchuß überwieſen. Die Preſſe ſtellt hierauf
gegen 8 Uhr abends ihre Tätigkeit ein.

Aufhebung der Zwangsbewirtſchaftung von Margarine
und Oelfrüchten. Vom 1. Auguſt d. J. ab iſt die Bewirrſchaf-
tung von Margarine, Kunſtſpeiſefett und Speiſeöl aufgehoben.
Nunmehr iſt auch die diesjährige einheimiſche Ernte von nach
ſtehend aufgeführten Oelfrüchten, nämlich Raps, Rübſen,
Sonnenblumen, Senf (weißen und braunen), Dotter, Mohn,
Lein, Hanf und Ackorſenf (Hederich, Raviſon), deren Erfaffung
für die Oel- und Fettverſorgung der Bevölkerung nicht mehr
unbedingt erforderlich iſt, freigegeben worden. Die ge-
nannten Oelfrüchte ſind alſo nicht mehr an den Reichsausſchuß
für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette abzuliefern. Gleich-
eitig ſind auch die bisher geltenden Preisfeſtſetzungen außer
raft getreten. Ueber die Auseinanderſetzung mit denjenigen

Oelfruchtanbauern, die bereits ihrer Ablieferungspflicht aus
der diesjährigen Ernte genügt haben, finden noch Verhandlun-
gen ſtatt.

Glücksſpielgeſetz und Spielklubs. Bei Behörden und im
Publikum beſteht vielfach die Annahme, nach dem Glücks-
ſpielgeſetz vom 23. Dezember 1919 Spielklubs und ähnliche
Glücksſpielveranſtaltungen behördlich erlaubt werden könnten.
Um dieſen Irrtum zu beſeitigen, hat die Reichsregierung aus-
führliche Beſtimmungen erlaſſen, die am 1. Auguſt 1920 in
Kraft treten. Darnach kann die behördliche Erlaubnis nur
für ſogenannte harmloſe Glücksſpiele, wie ſie bisher
ſchon mit geringen Einſätzen bei Jahrmärkten und Schützen-
feſten üblich waren, erteilt werden. Spielklubs und ſonſtige
Glücksſpielveranſtaltungen ſind von dere Zulaſſung ausge-
ſchloſſen. Eine etwa bereits erteilte Erlaubnis wird mit dem
Jnkrafttreten der Ausführungsbeſtimmungen ohne weiteres hin-
fällig. Unter anderem hat daher auch das Kaſino in Warne-
münde mit dem 1. Auguſt 1920 ſeinen Spielbetrieb einzuſtellen.

Familien- Nachrichten
Verlobungen: Toni Bohne und Otto Tramm. Ger-

trud Seidel und Hermann Schäfer.
Vermählung: Erich Calm und Hedwig Feiſe.
Todesfälle: Am 80. Juli Otto Zahn im 35. Lebensjahr.
Am 31. Juli Fleiſcher Alwin Eisfeld im 34. Lebensjahr.
Am 30. Juli Guſtav Weiße im 79. Lebensjahr. Am

31. Juli Gliſe Hoffmann im 82. Lebensjahr.

Das Urteil im Münchener Hochverratsprozeß
b. München, 31.

Jn dem Hochverratsprozeß gegen die Mitglieder der
Münchener U. S. P. D. Liening, Freiberger und Decker
wurde heute nochmittag nach e rgige Verhandlung das
Urteil gefällt. Die Angeklagten waren beſchuldigt, in einer ſo
genannten Kommiſſion A“ Vorbereitungen für einen
Generalſtreik und einen politiſchen Umſturz ge-
troffen zu haben. Das Verfahren gegen den gleichfalls an-
geklagten kommuniſtiſchen Landtagsabgeordneten Eiſen-
berger war bereits zu Beginn der Verhandlung ausgeſetzt
und abgetrennt worden, da das Gericht die Genehmigung des
Landtages zu ſeiner zwangsmäßigen Vorführung als nicht ge-
geben erachtete. Jm Verlauf der Verhandlung gegen die drei
übrigen Angeklagten wurden faſt ausſchließlich Zeugen ver-
nommen, die ſelbſt Mitglieder der U. S. P. D. waren. Nach
ihren und der Angeklagten Ausſagen beſtand die Aufgabe der
„Kommiſſion A“ lediglich in der Vorbereitung des
Eeneralſtreiks zur Abwehr eines reaktionären
Putſches. Einige Zeugen behaupteten, Eiſenberger ſei gerade
deshalb aus der Kommiſſion A“ ausgetreten, weil er den defen-
ſtiren Charakier des von ihr geplanten Streiks nicht gebilligt
habe. Der Staats anwalt beantragte gegen Lienig 1 Jahr
Zuchthaus und 5 Jahre Ehrenrechtsverluſt, gegen Decker 9
Monate Feſtungshaft, enthielt ſich aber gegenüber Freiberger
eines Antrages. Das Volksgericht erkannte gegen Liening
wegen des Vergehens der Vorbereitung eines Hochverrats auf
1 Jahr Feſtungshaft und 5 Jahre Ehrverluſt, Freiberger
und Decker wurden freigeſprochen.

Gefährdetes Deutſchtum im Hultſchiner Ländchen. Die
Geiſtlichkeit des Hultſchiner Gebietes hat bei der Regierung in
Troppau Beſchwerde dagegen eingereicht, daß Lehrer entlaſſen
wurden, denen man keine ungeſetzlichen, ſtagtsfeindlichen Hand
lungen nachgewieſen hat. Ferner fordert ſie im Einklang mit
den Wünſchen der Bevölkerung, daß im Schulunterricht die
deutſche Sprache derart berückſichtigt werde, daß die Kinder
nach ihrer Entlaſſung aus der Schule ſie wie bisher in Wort
und Schrift rDer nächſte Weltpoſtkongreß tritt am 1. Oktober d. in
Madrid zuſammen. Eventuelle Wünſche oder n
regungen, deren Geltendmachrng deut eits uwünſcht erſcheint, ſind an ſcherſ dabei er

der G sLerng u 7 des el svertragsvereins,
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Monatsbericht über den Markt der Kaliwerte
Bald nach Beginn des neuen Halbjahres machte ſich auf

dem Kalimarkt Nachfrage bemerkbar, da ſich anſcheinend infolge
des Termines einige anlageſuchende Kapitalien dem Kuxenmarkt
zuwandten. Doch konnten ſich erſt nach und nach größere Kurs-
ſteigerungen durchſetzen, da die vielen Schwierigkeiten, die unſe-
ren Vertretern bei den Verhandlungen in Spa ſeitens der En-
tente in den Weg gelegt wurden, und die zu mehreren Malen
kritiſche Stunden entſtehen ließen, hemmend entgegentraten.
Wenn auch die außerordentlich ſchweren Bedingungen, die uns
namentlich das Kohlenabkommen aufewlegt, nicht verkannt wur
den, ſo beantwortete man den Abſchluß der Verhandeungen zu
nächſt doch mit einer weiteren Aufwärtsbewegung, da man die
drohende Gefahr der Beſetzung des Ruhrgebietes bis auf wei-
teres abgewandt ſah. Für den Kalimarkt ſelbſt kamen als
Momente, die die Kursſteigerung begünſtigten, noch ein Kali-
lieferungsabſchluß mit England ſowie anſcheinend im Gang
befindliche Konzentrations- und Angliederungsbeſtrebungen
hinzu. Jm letzten Drittel des Monats zeigte ſich Entlaſtungs-
bedürfnis und Neigung zu Gewinnſicherſtellungen, wozu der
raſche Vormarſch der Bolſchewiſten und die Gefahr, der unſere
Oſtgrenge ausgeſetzt ſchien, Veranlaſſung gab. Der Kursrück-
gang war anfänglich recht empfindlich, doch trat bald eine Er-
holung ein, als die Bereitwilligkeit der Ruſſen zu Waffenſtill-
ſtands- Verhandlungen bekannt wurde. Der Monat ſchließt bei
ſehr ſtillem Geſchäft zu abbröckelnden Kurſen, da die Entente
beſchlüſſe über die Hreditfragen und die aus dem Oſten ſowie
auch aus dem Jnduſtriegebiet einlaufenden Nachrichten ver-
ſtimmten.

Die größten Steigerungen ſind bei eingelnen ſchweren
Werten zu finden, für die das Jntereſſe anhält. Zu nennen
ſind da Vor allem Burbach vorübergehend bis 65 000 M.), Glück-
auf-Sondershauſen (unter Berückſichtigung des Ausbeute-
abſchlags von 5900 M. 9000 M. vorübergehend bis 70 000 M.)
und Neuſtaßfurt (bis 61 000 M.). Jn allen drei Werten waren
die Umſätze recht lebhaft. Jntereſſe zeigte ſich nach längerer
Zeit auch wieder für Wintershall, die auf etwa 275 000 M. an
ziehen konnten. Daneben ſtiegen Beienrode und Gebra um
größere Beträge. Volkenroda und Wilhelmshall ſchwankten
verſchiedentlich. Jn Alexandershall, Heiligenroda, Kaiſeroda
war kaum Geſchäft zu wenig veränderten Kurſen. Schwächer
lagen Sachſen- Weimar. Bei mittleren und kleinen Kuxen ſind
nur Kursſteigerungen zu verzeichnen. Aller-Hammonia er-
höhten ihren Kursſtand außer um die Zubuße per 1. Juli 1920
um weitere 1000 M. Finnewerke, von denen Bernsdorf und
Burggraf am 30. Juni 600 M. Ausbeute verteilten, lagen ſtill
bei leicht gebeſſertem Kurs. Carlshall holten ihren Ausbeute-
abſchlag von 500 M. per 30. Juni ein und gewannen darüber
hinaus eine Kleinigkeit. Ellers ſtiegen außer um die Zubuße
per 1. Juli von 1000 M. um weitere 1200 M., vorübergehend
ſogar auf faſt 11000 M. Meimershauſen ſtiegen um 2000 M.
einſchließlich der Zubuße per 1. Juli 1920 von 250 M. Oberhof
und Reinhardsbrunn, bei denen am 15. Juli je 500 M. Zubuße
fällig waren, konnten ihren Kurs bei lebhaften Umſätzen um
weitere 1400 M. ſteigern. Hervorzuheben ſind die ſtarken Käufe

in Emil Sauer-Werten, wobei es ſich um Mehrheitskäufe han-
deln dürfte. Es ſtiegen Heldrungen I bis auf etwa 6500 M.,

Heldrungen II bis auf etwa 6800 M., Jrmgard bis auf etwa
10 500 M., Walter bis auf etwa 12 000 M., ſowie Rothenberg
bis auf etwa 13000 M., doch ſchließen ſie bei verringertem
Intereſſe niedriger. Marie und Marie-Luiſe ſtiegen vorüber-
gehend auf etwa 23 000 M. und Max auf 25 000 M., doch ließen
ſte ſpäter wieder erheblich nach. Sonſt war noch lebhaftes Ge-
ſchäft in Aicenhall, Braunſchweig-Lüneburg vorübergehend bis
28 000 M.), Einigkeit, Erichsſegen, Felſenfeſt, Großherzog Wil
helm Ernſt, Heiligenmühle, Herfa und Neurode, für die gegen
Monatsſchluß Jntereſſe beſtand, Hüpſtedt, Jlſenburg, Ransbach,
Rothenfelde, Salzmünde, Schwarzburg, Siegfried I, Thüringen,
Walbeck, Wendland, Wilhelmshall-Oelsburg.

Von Aktien gewannen Salzdetfurth unter Berückſichtigung
des BezugsrechtsAbſchlages von 1000 bis 1050 Proz. etwa 250
Prozent vorübergehend bis 1050 Proz.). Sonſt war noch
größeres Geſchäft in Ronnenberg, Krügershall, Hanmnoverſche
Kali, Heldburg Vorz.Akt., Juſtus und Halleſche Kall.

Hancdel, Jnduſtrie, Handwerk
Die deutſche Brauinduſtrie im Jahre 1919. Nach einer Ver
öffentlichung des Statiſtiſchen Reichsamtes ſind im Bierſteuer
gebiet insgeſamt 25 618 823 Hektoliter Bier hergeſtellt worden,
von denen 5 722 405 Hektoliter auf das vierte Vierteljahr ent-
fallen. Jm einzelnen wurden hergeſtellt im vergangenen Jahre
14 621 629 Hektoliter untergäriges Einfachbier und 10 678 040
Hektoliter obergäriges. Des weiteren wurden gebraut 276 368
Hektoliter untergäriges und 36 908 Hektoliter obergäriges Voll-
bier, ſowie 2146 Hektoliter untergäriges und 4732 Hetktoliter
obergäriges Starkbier. Verwendet wurden im Berichtsjahre
insgeſammt 1 070 707 Doppelzentner Malg und 27 894 Doppel-
zentner Zuckerſtoffe.

Die 12. Mitteldeutſche Zentral-Häute- und Fellauktion, die
in dieſen Tagen in Dresden ſtattfand, war von Jntereſſenten'
aus ganz Deutſchland beſucht. Die Nachfrage war durchweg
rege, und die Preiſe zogen durchweg weiter an. Es kamen zum
Angebot: 26 475 Großviehhäute, 512 Roßhäute, 1475 Freſſer-
häute, 35 215 Kalbfelle, 9650 Schaffelle und 28 944 Ziegenfelle.
An Großviehhäuten waren etwa 10600 Stück mehr angeboten
gegenüber der Vorauktion am 6. und 7. Juli d. J. Bei den
übrigen Gattungen war das Angebot nach Stückzahl etwa das-
ſelbe wie bei der Vorauktion. Es erzielten Ochſen-, Kühe-,
Rinderhäute bis 39 Pfd. 14,10 (12,75) Mk., do. 40——59 Pfd.
12,05 14,20 (13,60) Mk., über 60 Pfd. 11,55-13,95 (12,95) Mk.
Bullenhäute bis 39 Pfd. 12,15--14,05 (12,20) Mk., do. 40--59
Pfund 10,10——12,20 (12,70) Mk., do. 60 Pfd. und mehr 9,65 bis
11,10 (11,80) Mk., do. über 80 Pfd. 8,40--10,10 (11, Mk.
Roßhäute bis 310 (365) Mk. alles per Pfund, Roßhäute per
Stück. Die Zahlen in bedeuten die Preiſe der Vorauktion.

x Verbandstagung der ſächſiſchen Schuhmacherinnungen.
Auf der Verbandstagung des ſächſiſchen Schuhmacher-Jnnungs-
verbandes und der ſächſiſchen Schuhmacher Rohſtoff Genoſſen-
ſchaften wurde die Lage auf dem Ledermarkte als ziemlich troſt
los angeſehen. Aus der Mitte der Verſammlung wurde die
Errichtung einer Unterzentrale für Mitteldeutſchland vor-
geſchlagen, damit die von den Genoſſenſchaften beſtellten Waren
ſchneller erreicht werden können. Die Verſammlung nahm
folgende Entſchließung an: Die 17. Hauptverſammlung des
Zentralverbandes Deutſcher Schuhwarenhändler ſtellt die Be
reitwilligkeit der Angehörigen des deutſchen Schuhkleinhandels
feſt, an dem Abbau der Schuhpreiſe nach Kräften mitzuwirken.
Die Hauptverſammlung hält es für geboten, darauf hinzuweiſen,
daß der Schuhkleinhandel nur einen geringen Einfluß auf die
Preisbildung der Schuhwaren auszuüben vermag, weil der
Anteil des Schuhkleinhandels an den Schuhpreiſen ſich lediglich
auf die Verkaufsſpeſen und einen beſcheidenen Nutzen des Schuh
handels beſchränkt. Eine weitere dauernde Senkung der Schuh
preiſe iſt erſt dann zu erwarten, wenn die Häute und Leder-
preiſe eine weitere Ermäßigung erfahren, die es den Schuh-
fabrikanten ermöglicht, dem Schuhkleinhandel Schuhwaren zu
billigeren Preiſen zu liefern. Es muß ſchließlich die Tatſache
hervorgehoben werden, daß gegenwärtig die Schuhpreiſe, un
bekümmert um die entſtehenden Verluſte, zum größten Teile
unier den Warenwert herabgeſetzt worden find. Weiter wurde

Chem. Fabrik Bucknau

eine A Anträge angenommen, in denen die e
Reichsbekleidungsſtelle und der Reichsſchuhverſorgun
t m. b. H., die Einſtellung des Verkaufs von
urch die Städte, der Verkauf von Reichsſchuhwerk, die Ein

ſtellung der Belieferung von Verbrauchergenoſſenſchaften,
Konſumvereinen und ſonſtigen Vereinigungen, die Veröffent-
lichung der Namen derjenigen Groſſiſten und Fabrikanten, die
an ſolche Geſellſchaften liefern, uſw. gefordert wird.

Deutſch-Luxemburgiſche Bergwerks- und Hütten-A.-G. Für
das Jahr 1918/19 dürften nach Mitteilung etwa 8 pCt. Dividende,
für 1919/20 entſprechend der Gewinnausſchüttung von Gelſen-
kirchen 11 pCt. Dividende zur Verteilung gelangen. Die Ge-
winnausſchüttung für das Jahr 1918,19 iſt, da der Betrieb ſelbſt
mit einem beträchtlichen Verluſt abſchloß, nur durch die günſtige
Veräußerung von Vermögenswerten möglich geworden Jm
Gegenſatz zu anderen Geſellſchaften wird Deutſch Luxemburg
aus dem r ſeiner luxemburgiſchen Werke keine Gewinn
ausſchüttung an die Aktionäre vornehmen. Dagegen hat ſich die
Geſellſchaft durch Vertrag auf mehrere Jahrzehnte hinaus den
vorteilhaften Bezug von luxemburgiſchen und lothringiſchen
Erzen für ihre deutſchen Betriebe geſichert. Die Aufſichtsrats-
ſitzung, in der die Bilanzen für die Jahre 1918,/19 vorgelegt
werden ſollen, wird am 17. Auguſt ſtattfinden.

Weltkohlenproduktion. Nach einer engliſchen Statiſtik weiſt
die Weltkohlenproduktion im Jahre 1919 die niedrigſte Ziffer
ſeit 1910 auf, und zwar 1170 Millionen Tonnen. Dieſes Reſultat
bedeutet gegen das Jahr 1913 eine Minderproduktion von 171
Millionen Tonnen. Die Kohlenerzeugung Großbritanniens be
trug im Jahre 1919 237 Millionen Tonnen gegen 293 Millionen
Tonnen im Jahre 1913. Die Vereinigten Staaten ſind das
einzige Land, deſſen Kohlenproduktion eine Steigerung aufvweiſt.

Wagengeſtellung. Jm Eiſenbahnderektionsbezirk Halle
(Saale) einſchließlich der anſchließenden Privatbahnen) wurden
am 31. Juli für Kohlen, Koks Briketts und Naßpreßſteine ge-
ſtellt: 5018 Wagen zu 10 Tonnen; nicht geſtellt: 104 Wagen zu
10 Toemnen.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Weitgehende Geſchäfts enthaltung

bildete heute im allgemeinen das weſentliche Merkmal des
Börſenverkehrs. Größeres Geſchäft und belangreiche Kurs-
veränderungen erfolgten nur in wenigen Werten. Vor allem
waren Bismarckhütte der Gegenſtand lebhafter Kaufluſt im Zu
ſammenhang mit dem ſchon ſeit einiger Zeit hervorgetretenen
Kämpfen der Jntereſſenkreiſe um die Majorität in der Verwal
tung. Das Papier gewann mehr als 30 Prozent. Jm Gegen
ſatz hierzu ſtand die Bewegung in deutſchen Erdöl-Aktien, die
etwa 175 Prozent gegen den Sonnabendkurs verloren, weil die
Käufe einer Großbank, die bisher die Aufwärtsbewegung in
kräftiger Weiſe gefördert hatten, heute fehlten. Jm übrigen war
die Kursbewegung nicht einheitlich. Phönix Akten gingen um
5 Prozent zurück. Lothringen konnte unter Schwankungen eine
anfänglich eingetretene Erhöhung um 7 Prozent behaupten,
Kolonialpapiere ſchwächten ſich ab. Otavi-Genußſcheine ver
loren 19 Prozent.

Am Produktenmarkt hat das niedrigeProduktenbericht.
Angebot der Regierung für die Uebernahme alten Hafers die
Händler zur Zurückhaltung veranlaßt. Man glaubt allgemein,
daß die noch im freien Verkehr ſich befindliche Ware bald nicht
mehr offen zum Kauf ſein werde. Der Konſum kaufte weiter
Hafer an; namentlich für Hamburg beſtand Begehr für ſo
fortige Abladung. Für Hülſenfrüchte herrſchte im allgemeinen
Nachfrage, namentlich für neue Viktorigerbſen, alte Futter-
ware, ſowie gute Peluſchken, Ackerbohnen und Wicken. Lupinen
waren wenig beachtet. Rauhfutter war ruhig. Für Oelſaaten
ſcheint fich lebhaftes Intereſſe zu entwickeln. Wetter ſchön.

Deviſen-Notierungen: Berlin, 2. Auguſt.
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Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermiüttelt:
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Schuhwaren

Siegers

Provinz Sachſen
Der Landarbeiterſtreik im Braunſchwe

dauert an eigig
Am Sonnabend fällte der ſtaatliche liwegen des Landarbeiterſtreiks nach läng rer Be dne

Schiedsſpruch, der auf 2,25 Mk. Stundenlohn fur ne
männliche Arbeiter lautet. Die Arbeitgeber verheit
dieſen in einer a da die Landwirte leſn
437 ſeien, die erhöhten e zu tragen. Die g in
Arbeitnehmer erklärten darauf, daß nun der Streit
r Form durchgeführt werden würd in hotſtandsarbeiten würden nun nicht mef, h

geführt. hrMan nimmt an, daß nunmehr die Vermittlung der g.
regierung angerufen wird. Am fanden neue ges
lungen ſtatt. Der r hat tden innere re arbeiterſtreit füc
erklärt. Er gi v die i raun dirWolfenbüttel. ſchw

d. Halberſtadt, 2. Auguſt. Großfeuer imſemingar.) Am Sonntag morgen brach im ſtaatliche
ſeminar ein Großfeuer aus, das den ganzen Dachſtuhl de g.
flügels völlig vernichtete. Jm Dachſtuhl waren die 9
der Seminariſten untergebracht, deren Hab und Gut
mit verbraennt iſt, da ſich die jungen Leute auf Fee
befanden. Das darunter liegende wertvolle Orgelwert
gerettet werden. Das Feuer iſt offenbar durch ein acht
geworfenes Streichholz verurſacht worden. Vis Freie
auf dem Boden noch Handwerker gearbeitet. W i

Freyburg a. U., 1. Auguſt. (Der „Edelackerbeliebte Berghotel Freyburgs wird nicht, wie von rig
wohnern der Stadt Freyburg verbreitet wird, eine d
beſitzung und ſo der Allgemeinheit entzogen, ſondern der
Beſitzer Herr O. Eiſentraut läßt z. Zt. maßgebende
Veränderungen vornehmen, ſo daß in Kürze der
verbeſſerter Auflage allen Freyburgern und Touriſtlich ſein wird. Vorläufig wird der Gaſtwirtſchaftebete
„Edelackers“ in kleinem Maße beibehalten, ſo daß jede
den Aufſtieg zum „Edelacker“ hinter ſich hat, Gelegenhen

iſt, Erfriſchungen einnehmen zu können.

H. Sportbevtchte
Halleſcher Schwimmverein von 1902 ſiegt wiederin

im Deutſchen Stadion zu Berlin.
Am Sonntag veranſtaltete der Kreis I (BerlinBrandent

des Deutſchen Schwimmverbandes im Berliner Stadion
Kreisfeſt. Halle 02 ſiegte gleich im erſten Rennen des d
der Jugendlagenſtaffel (4 mal 50 Meter) in 2 Min. 45 Se
ſchärfſtem Kampfe. Seine Gegner waren:

1. Frieſen-Berlin, 2. Spandau 04, 3. Neuer S. V.
4. Neuer Leipziger S. V., 5. Union-Neukölln und 6.
Berlin-Reinickendorf.

Am gleichen Tage ſtartete Halle 02 in Deſſau bei dem
feſte des S. V. Nixe. Dort errang der Jugendſchwit
Hehne den erſten Preis im Jugendſchwimmen über
Meter in 18 Min. 39 Sek. und unterbot damit die Zeit

in der Juniorenklaſſe. Jn dieſer wurde W
Thamm, Halle 02, Dritter in 20 Min. 34 Sek. Jm
chwimmen über 100 Meter ſiegte Hans Behrend Hals

in 1 Min. 14*, Sek., in der kurzen Strecke (50 Meter
Maryx in 32* Sek. Die Zeiten in Deſſau verſtehen ſig
ſchwacher Strömung. Jm Tauchen erreichte Walter Theo
3610 Meter und wurde mit dieſer Leiſtung Dritter.

v

Del

Die Meiſterſchaftsregatta des Deutſchen Kanuverbe
brachte folgende Ergebniſſe: 1. Meiſterſchaft im i
kangadier: 1. Otto Jäger (C. C. A. H. B.). 2. Dopf
kanadier für Damen: 1. Geſchwiſter G. und E. L
ring (C. C. A. H. B.). 8. Doppelkajak für Seniot
1. Paul Enge! und Theodor Thamm (Verein für Kann
Leipzig. 4. Doppelkanadier für Herren i
30 Jahre. 1. Brehm und Hanſen (Uhlenhorſter Hodet
5. Einerkajak für Junioren: 1. Lambeck (Ha
Hamburg). 6. Doppelkajak für Dame und Her
1. Frl. Hachmann und Herr Gütſchow. 7. Meiſterſchaf
Doppelkangadier: 1. Gebrüder Hülſenbuſch (Uhlenh
Hockeyklub). 8. Doppelkajak für Herren: Her
StangeGedächtnispreis: 1. Frieling und Dunkelmann
A. H. B.). 9. Doppelkangadier für Herren:
fängrinnen)) 1. Seeger und Kehler (Niederelbekreis),
Doppelkajak für Herren ((Anfängerinnen): l.mann und Frommert Breslauer Kanuklub). 11. Dopf

kanadier für u e r Bagrert Hamburg). inerkaja ür Sentynie (Forſt i. L.). 2. Leibrich, Halleſcher Rudett
Bölberg. 18. ausgefallen. 14. Doppelkajak für Her
über 30 Jahre: 1. Werner Barth und Fritz Mehmel
elbekreis).

Die Deutſche RheinMeiſterſchaft, die durch den
Schwimm-Club von 1912 über eine deutſche Meile zum M
gebracht wurde, wurde unter reger Anteilnahme der Kölne
völkerung entſchieden und geſtaltete ſich zu einem ſpann
Rennen. Schiele- Magdeburg und VierkötterKöln ſetzten
fort an die Spitze, dicht gefolgt von Warmuth Spandau
Neurohr Köln. Schon nach kurzer Zeit lag Schiele alle
Front, und auch Warmuth und Neurohr hatten Viet
hinter ſich gelaſſen. Schiele vergrößerte ſeinen Vorſ
immer mehr, kam aber ca. 1500 Meter vor dem Ziel a
Strömung, ſo daß Neurohr und Warmuth aufholten.
gab dann 800 Meter vor dem Ziel den Kampf auf, we
Warmuth im prachtvollen Endſpurt Meter um Meter ge
und mit ca. 20 Meter Vorſprung als Sieger durchs Ziel

Jn dem gleichzeitig zur Entſcheidung geebrachten Sqhwi
„Quer durch Köln“ über 5000 Meter erfocht der deutſche
meiſter Rixau Hamburg einen leichten Sieg Reſultate-
meiſterſchaft. 7500 1. Warmuth (Hellas S44 10; 2. Neurohr (Köln 1912) 44: 27,3; 3. Bahnmeier
heim) 45 31,4; 4. Wacker (Köln) 45 55,4. Krwune
ſchwimmer. 1. Radolfski (Allgem. S. V.Krefeld)
Damen: 1. Frl. Sittard (S. E. EſſenWeſt) 49: 25; 2.
big (Berl. S. C.) 49 58. Quer durch Köln 5000
1. Rixau (Hamburg) 32 25,8; 2. Peum (Düſſeldorfer
(33 832,2); 8. FauſtGelſenkirchen. Damen: 1. n
(Bonner S. V.). Ermunterungsſchwimerm. 1. An
Bonn 33 52; Junioren: 1. Hellmes-Bonn.

Die Rennen zu Hannover am Dienstag haben
GrabenſeeErinnerungs Rennen von 40 000 Mk. für Drei
ihren Mittelpunkt. Das Rennen ſollte ſich zwiſchen Ein
und Maland abſpielen. Jn den übrigen Rennen ber
wir auf unſere Vorausſage.n: 1. R. Seeckt--Verber I
Orkus DGit; 8. R. Artilleriefeuer-Rübezahl; 4. N.

Einſpruch; 6. N. Dagmar--Liebesgott; 6. R. Sula-?
bart; 7. R. Peri--Dunſt; 8. R. Finboge--Leonore.

Hauptſchriftleiter: Helmut Böttcher (verreiſt).
Verantwortlich, für Politik i, S. Haus Heiling; für ar
wirtſchaft und Sport: Haus Heiling; für den geſamten übrigen r
Teil: Er ich Se llheim. Anzeigenteil: Paul Kerßen;
Otto Thiele, Buch und Kunſidruckerei, Verlag der Halleſche Zeitun
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